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. Das 
verflixte, 
erste Jahr 

Seit einem Jahr wird Wien 
von einer rot-grünen 

Koalition regiert. 
Was hat sie bisher erreicht? 

Eine gemischte Bilanz 
Geschenkzum ersten Geburtstag: Michael Häupl (SPÖ) '" ... und Maria Vassilakou (Grüne) präsentieren die Öffi-Reform 
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D
er Antritt fiel pompös aus. 
Von einem "historischen 
Moment", gar einer "neuen 

Zeitrechnung" sprachen SPÖ-Bür­
germeister Michael Häupl und die 
frischgebackene grüne Vizebürger­
meisterin Maria Vassilakou, als sie 
2010 Österreichs erste rot-grüne Ko­
alition verkündeten. Die Verhandlun­
gen dazu hatten vor genau einem Jahr 
begonnen, am 22. Oktober 201 O. 

Seitdem mag man manch atmo­
sphärische Diskursveränderung in 
der Stadt registrieren - wohl auch des­
halb, weil sich die FPÖ in Nicht-Wahl­
kampfzeiten eher zurückhält. Doch 
was hat die rot-grüne Koalition dar­
über hinaus auf sachpolitischer Ebe­
ne geleistet? Und: Können die Grünen 
ihre Wahlversprechen halten? 

Wahlrecht 
Stets war sich die Opposition einig, 
dass das mehrheits- (und damitSP-) 
freundliche Wahlrecht der Stadt in 
Richtung eines "modernen Verhält­
niswahlrechts" geändert werden 
müsse. Schon mit rund 47 Prozent der 
Stimmen regiert man in Wien abso­
lut. Entsprechend verpflichteten sich 
ÖVP, FPÖ und Grüne vor der Wahl 
2010 in einem Notariatsakt, zusam­
men das Wahlrecht zu ändern. 

Nachher stimmten die Grünen 
prompt gegen den eigenen Vorschlag, 
zugleich aber wurde mit der SPÖ bis 
2012 eine Wahlrechtsreform verein­
bart. Im Märt 2011 preschte zudem 
David Ellenson vor. Noch dieses Jahr 
solle es zu einer Allparteieneinigung 
komme~, sagte der .. grüne Klubchef 
und lud OVP und FPO zu Gesprächen. 
Beim ersten Treffen seien die Grünen 
laut ÖVP-Politikern gegenüber den 
Roten "durchaus keck" aufgetreten. 
Allerdings blieb es bei diesem Treffen 
und nichts weiter geschah. 

"Wie im Koalitionspaktvereinbart, 
wird das Wahlrecht Ende 2012 fer­
tig", sagt Ellenson heute. Sein Vorstoß 
in RichtungVierparteiengespräch sei 
auch deshalb gescheitert, weil sich 
Grüne, ÖVP und FPÖ untereinander 
nicht über einen Randaspekt der Re-

form einigen hätten können: Wahl­
rechte für EU-Bürger in Wien. 

Verkehr 
Vieles ist beim grünen Leibthema 
Fahrradfahren weitergegangen_ Es 
gibt Werbekampagnen, es gibt den 
Radverkehrsbeauftragten Martin 
Blum und einen respektabel gewach- , 
senen Fahrradanteil in Wien. Bis Jah­
resende wird er sich laut Verkehrsclub 
Österreich um 1,5 Prozent erhöht ha­
ben. Bis 2015 will man den Anteil von 
fünf auf zehn Prozent verdoppeln. 
"Wenn es so weitergeht, ist dieses Ziel 
mit einiger Mühe erreichbar", kons­
tatiert Aktivist Alec Ha~er von der IG 
Fahrrad. Hager bemerkt "Weichen­
stellungen, wie sie früher nicht mög­
lichgewesenwären". Trotzdem sei der 
unter Vassilakou fertiggestellte Ring­
radweg ein "Fiasko". So wie bauliche 
Maßnahmen überhaupt auf sich war­
ten lassen. Die angekündigten "Fahr­
radstraßen" etwa scheitern bislang 
am Bund, der dafür die Straßenver­
kehrsordnung ändern müsste. 

Positiv wertet der VCÖ auch, dass 
über mehr billige und umweltscho­
nende Straßenbahnen nachgedacht 
wird. Die Verlängerung von Ul und 
U2 steht dafür zur Disposition. Ein an- , 
deres Projekt, dass dem starkverkehrs­
belasteten Stadtrand nutzen 'könnte, 
scheitert dafür wie eh und je an der 
Unwilligkeit Niederösterreichs: Stra­
ßenbahnen ins Umland, etwa nach 
Schwechat oder Großenzersdorf. 

Öffi-Preise : ' 
Die' Tarifreform war eine zentrale 
grüne Forderung und Gegenstand zä­
her Verhandlungen. Pünktlich ' zum 
Geburtstag der Koalition präsentierte 
Rotgrün das Ergebnis: DieJahres-ver­
billigt sich ab Mai 2012 ebenso signi­
fikant (von € 449 auf € 365 Euro) wie 
die Monatskarte (€ 49,50 auf € 45). 
Teurer werden jedoch Wochen- und 
Einzelfahrschein (€ 1,80 auf € 2) so­
wie Senioren-und Studentenfahrten. 

Von der grünen Wahlkampfforde­
rung 1/10/100 (pro Tag, Woche und 
Jahr) ist dies zwar meilenweit ent-

fernt. Dennoch stellt das Ergebnis in 
Zeiten leerer Stadtkassen einen Ver­
handlungserfolg dar. Zudem gilt es 
Experten als sinnvolle ordnungspo­
litische Maßnahme: Vielfahrer zah­
len weniger, Touristen und Autofah­
rer mehr. Kritiker warnen jedoch vor 
Qualitätseinbußen bei den Öffis. 

Bürgeriniti~tiven 
Hier haben die Grünen alte Freunde 
verloren_ Die Besetzer des Augarten­
spitzes zeigten sich gleich nach Koa­
litionsbildung 2010 enttäuscht über 
den Übergang von "Ideal- zur Realpo­
litik" - Vassilakou hatte erklärt, der 
Baubeginn habe Fakten geschaffen. 
Ebenfalls enttäuscht äußern sich heu­
te engagierte Bürger in den größten 
aktuellen Causen in Wien in Steinhof 
und an der Alten Donau (siehe Falter 
41/11). Immerhin haben die Grünen 
mit der SPÖ die Schaffung einer "Ko­
ordinationsstelle für Bürgerinnen­
beteiligung" ausverhandelt. "Bürger 
einzubeziehen ist leichter gesagt als 
getan", räumte Grünmandatar Chris­
toph Chorherr im vergangeIien Falter 
ein. Proteste würden sich oft auf Be­
schlüsse von vor der grünen Zeit be­
ziehen, "wir wollen und können den 
Rechtsstaat nicht aushebeln" . 

Glücksspiel 
55 Millionen Steuereinnahmen brin­
gen Spielautomaten jährlich, wenn 
man soziale Folgekosten außer Acht 
lässt. Dementsprechend umkämpft 
ist ein Verbot des sogenannten klei­
nen Glücksspiels. Die Grünen wa­
ren damit schon in den Koalitionsver­
handlungen 2010 gescheitert. Dann 
aber kam Hilfe von unerwarteter Sei­
te. Ende Mai beschloss das Fußvolk 
beim SPÖ-Landesparteitag das Verbot 
des Glücksspiels, nachdem Jungfunk­
tionär Niki Kowall (siehe S. 6) eine 
flammende Rede gehalten hatte. Lan­
ge druckste die Spitze um Häupl her­
um, bis sie im September dem Funk-

' tionärswillen nachgab. Ab 2015 wird 
es in Wien keine Spielautomaten mehr 
geben, die in die Kompetenz des Lan­
des fallen. Die Grünen schreiben den 

Schwenk auch ihrem eigenen jahre­
langen Kampf gegen Automaten zu. 

Mindestsicherung 
Was unter Experten als das wesentli­
che rotgrüne Vorhaben im Sozialbe­
reich gilt, wurde - wie in den Koaliti­
onsgesprächen vereinbart - gleich in 
der ersten gemeinsamen Pressekon­
ferenz im November 2010 verkündet: 
die Anhebung der Mindestsicherung 
für Kinder auf 203 Euro. Ebenso fix ist 
die Spitalsreform, die bis 2030 Wiens 
Krankenhausnetz effektivieren will. 

Gebüh~enerhöhungen 
Als die absolut regierende SPÖ 2008 
eine Gebührenerhöhung beschloss, 
sprach Vassilakou noch von "Sozial­
verrat". 2011 muss sie selbst die wohl 
unpopulärste rotgrüne Maßnahme 
mittragen: Empfindlich teurer wer­
den ab 2012 Kanal-, Müll- und Was­
sergebühren - letztere gleich um ein 
Drittel. Die Stadtregierung rechtfer­
tigt dies mit Inflationsabgeltung, Qua­
litätssicherung und damit, dass sozial 
ausgewogenere Maßnahmen aufBun­
desebene ausbleiben würden. 

Parken 
Die Parkpickerlreform gilt als wichti­
ges Itistrument zur Verkehrseindäm- ' 
mungo Der VCÖ etwa schlägt ein "ge­
staffeltes System" vor, bei dem Parkge­
bühren desto höher werden, je näher 
man zur Innenstadt kommt. Die Grü­
nen, deren Idee einer Citymaut schon 
mittels Volksbefragung abgewürgt 
wurde, wollen eine Ausweitung des 
Parkpickerls auf Bezirke außerhalb 

, des Gürtels. Hier allerdings haben -
ebenso wie bei der flächendeckenden 
Einführung von Tempp-30-Zonen -
die 'Bezirkskaiser ein Wörtchen mit- ~ 
zureden. Döblings ÖVP-Bezirkschef~ 
AdolfTiller etwa will sich von Vassila- ~ 
kou gar nicht dreinreden lassen. Aber a 
auch Ottakrings SPÖ-ChefFranz Pro- ~ 
kop wusste nichts von einer Bemer- ~ 
kung Vassilakous im Falter, wonach ~ 
das Parkpickerl in seinem Bezirk prak- g 
tisch fix sei. "An der Lage im 16. Be-:: 
zirk ändert sich nichts", sagte er. l! 
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